
 

 

GeschäŌsordnung des Bündnisses der PartnerschaŌ für 
DemokraƟe Bernau b. Berlin 
 

PRÄAMBEL 
Im Rahmen des Bundesprogramms „DemokraƟe leben!“ bildet das Bündnis das zentrale Gremium der 
PartnerschaŌ für DemokraƟe Stadt Bernau bei Berlin.1 Es soll einen breiten Zusammenschluss aller 
relevanten demokraƟschen zivilgesellschaŌlichen Akteur*innen vor Ort darstellen und umfasst alle 
Ämter des Ämternetzwerks sowie zivilgesellschaŌliche Vertreter*innen – hierzu gehört auch eine 
Mindestvertretung des Jugendforums. Das Bündnis ist für die strategische Planung und OrganisaƟon 
der PartnerschaŌ verantwortlich und entwickelt auf Basis einer SituaƟons- und Ressourcenanalyse 
ein kommunales Handlungskonzept. Das Bündnis prüŌ die von zivilgesellschaŌlichen OrganisaƟonen 
beantragten Einzelmaßnahmen inhaltlich auf Grundlage des entwickelten Handlungskonzeptes und 
spricht Förderempfehlungen zur Umsetzung aus.  

Mit dieser GeschäŌsordnung gibt sich das Bündnis einen verbindlichen Ordnungsrahmen. 

 

§ 1 ZUSAMMENSETZUNG 

(1) Das Bündnis besteht aus sƟmmberechƟgten und nicht sƟmmberechƟgten Mitgliedern, die eine 
beratende FunkƟon haben. Das Federführende Amt und die Fach- und Koordinierungsstelle sind 
nicht sƟmmberechƟgte Mitglieder des Bündnisses. 

(2) Alle Ämter, die das Ämternetzwerk bilden, sind Teil des Bündnisses. Das Ämternetzwerk kann 
steƟg ergänzt und erweitert werden durch relevante Fachämter der Stadt Bernau bei Berlin. Jedes 
berufene Mitglied im Bündnis ist sƟmmberechƟgt mit einer SƟmme, auch wenn damit ein Amt 
des Ämternetzwerks mehrere SƟmmen hat.  

(3) Das Jugendforum sollte mit zwei Vertreter*innen im Bündnis vertreten sein.  

(4) Jedes sƟmmberechƟgte Mitglied besitzt eine SƟmme.  

(5) Jede OrganisaƟon, die im Gremium vertreten ist, hat nur eine SƟmme. Die SƟmme wird durch 
eine sƟmmberechƟgte Vertretung der jeweiligen OrganisaƟon ausgeübt.  

(6) Externe Sachverständige, beispielsweise mit ExperƟse in digitalen ParƟzipaƟonsformaten, 
Diversität oder Inklusion, können auf Votum des Bündnisses hinzugezogen werden. 

(7) Die Berufung in das Bündnis erfolgt gemeinsam durch das bestehende Bündnis, den Bürgermeister 
der Stadt Bernau bei Berlin und der Fach- und Koordinierungsstelle.  

(8) Jedes Mitglied sichert die KonƟnuität der Teilnahme und kann im Falle von Abwesenheit (z. B. 
Krankheit, Urlaub) durch schriŌliche MiƩeilung eine vertretungsberechƟgte Person benennen.  

 
1 Die aktuelle Förderrichtlinie „DemokraƟe leben!“ vom 20.11.2024 
hƩps://www.demokraƟe-
leben.de/resource/blob/253710/c64c47db0a7da96df93d0fcc0e02994f/foerderrichtlinie-demokraƟe-leben--
data.pdf 
 



 

 

(9) Ein Ausscheiden sƟmmberechƟgter Mitglieder erfolgt durch schriŌliche MiƩeilung an das 
Bündnis oder nach dreimaligem unentschuldigtem Fehlen. 

(10) Muss ein Mitglied vorzeiƟg ausscheiden, kann die Nachberufung eines neuen Mitglieds durch den 
Bürgermeister der Stadt Bernau bei Berlin gemeinsam mit der Fach- und Koordinierungsstelle der 
PfD erfolgen. 

 

§ 2 AUFGABEN 

(1) Das Bündnis ist das zentrale Gremium der PartnerschaŌ für DemokraƟe und soll den 
Zusammenschluss aller relevanten demokraƟschen zivilgesellschaŌlichen Akteur*innen vor Ort 
organisieren. 

(2) Auf Basis einer SituaƟons- und Ressourcenanalyse wird ein kommunales Handlungskonzept 
entwickelt. 

(3) Zur Weiterentwicklung und Umsetzung der PartnerschaŌ berät das Bündnis die Fach- und 
Koordinierungsstelle sowie das federführende Amt – insbesondere in Hinblick auf nachhalƟge 
lokale Bündnisse und innovaƟve Beteiligungsformate. 

(4) Ferner prüŌ das Bündnis die von zivilgesellschaŌlichen OrganisaƟonen beantragten 
Einzelmaßnahmen inhaltlich und spricht entsprechende Förderempfehlungen aus. 

 

§ 3 BESCHLUSSFASSUNG 

(1) Das Bündnis triŏ sich in der Regel persönlich. Ist ein direktes Treffen nicht möglich, kann ein 
adäquates Format wie eine Videokonferenz, Telefonkonferenz oder ähnliches Onlinetool 
gefunden werden.  

(2) Kann ein Mitglied nicht an einem Treffen teilnehmen, kann die SƟmmabgabe vorab schriŌlich 
erfolgen. Sollte dies nicht möglich sein, kann die SƟmme durch einen vorab besƟmmten und 
bevollmächƟgten Vertreter in der Sitzung abgegeben werden. 

(3) Das Bündnis ist beschlussfähig, wenn mindestens drei sƟmmberechƟgte Mitglieder anwesend 
sind.  

(4) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der sƟmmberechƟgten Mitglieder gefasst. Für die 
Beschlussfassung sind mindestens fünf abgegebene SƟmmen erforderlich. 

(5) Bei Befangenheit – d.h. wenn die Entscheidung den eigenen Zuständigkeitsbereich eines 
Mitglieds betriŏ – ist dies zu Beginn der Sitzung oder des betreffenden Tagesordnungspunktes 
anzuzeigen; befangene Mitglieder nehmen dann nicht an der Beratung und AbsƟmmung teil. 

(6) Ist ein persönliches Treffen nicht möglich, kann eine elektronische Beschlussfassung erfolgen. 
Hierbei wird allen sƟmmberechƟgten Mitgliedern per E-Mail die Beschlussvorlage zur 
AbsƟmmung zur Verfügung gestellt. Der AbsƟmmungszeitraum beträgt maximal fünf Arbeitstage, 
und eine AbsƟmmung gilt als gülƟg, wenn innerhalb dieses Zeitraums mindestens fünf schriŌliche 
Voten per Mail eingehen. 

 

§ 4 SITZUNGEN 



 

 

(1) Die Sitzungen des Bündnisses sind grundsätzlich öffentlich. Gästen kann auf Anfrage Rederecht 
erteilt werden. Die Redezeit kann durch das zuständige Gremium begrenzt werden. 

(2) Das Bündnis triƩ mindestens vier Mal pro Jahr zusammen. 

(3) Zu den Sitzungen erfolgt die Einladung schriŌlich bzw. elektronisch per E-Mail mindestens 14 Tage 
vor dem Termin unter Angabe der Tagesordnung durch die Fach- und Koordinierungsstelle. 

(4) Auf Antrag eines Mitglieds kann die Öffentlichkeit im Einzelfall ausgeschlossen werden, sofern die 
Mehrheit der anwesenden sƟmmberechƟgten Mitglieder zusƟmmt oder der Schutz persönlicher 
Belange dies erfordert. 

(5) Die AbsƟmmungen erfolgen in offener Form (z. B. durch Handzeichen); auf Antrag eines Mitglieds 
kann geheim abgesƟmmt werden. 

 

§ 5 ÄNDERUNG DER GESCHÄFTSORDNUNG 

Änderungen dieser GeschäŌsordnung bedürfen einer ZweidriƩelmehrheit der sƟmmberechƟgten 
Mitglieder des Bündnisses. KünŌige Änderungen sind unter BerücksichƟgung der aktuellen 
Förderkriterien vorzunehmen. 

 

§ 6 INKRAFTTRETEN 

Diese GeschäŌsordnung triƩ mit dem Tag der Beschlussfassung in KraŌ. 

 

  



 

 

Anhang 1: Regelung zur SƟmmberechƟgung 

(1) Nicht sƟmmberechƟgt ist das federführende Amt der Stadt Bernau. Dies begründet sich durch 
seine Rolle in der MiƩelverwaltung, wodurch ein potenzieller Interessenkonflikt entstehen 
könnte.  

(2) Ebenso nicht sƟmmberechƟgt ist die Fach- und Koordinierungsstelle. Sie nimmt eine 
übergeordnete FunkƟon wahr. 

(3) Diese Regelung dient der Transparenz und Unabhängigkeit der Entscheidungsprozesse innerhalb 
des Gremiums. 

 

 


